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Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern" \l 1 \n 
	1. Abgeordnete
Kathrin
Sonnenholzner
(SPD) TC "Sonnenholzner, Kathrin (SPD)
Start des Baubeginns Baubeginn der Ortsumgehung Weßling " \l 2 
	Wann ist mit dem Baubeginn der Ortsumgehung Weßling auf der Staatsstraße 2068 zu rechnen, deren Einstufung in die erste Dringlichkeit schon vor Jahren erfolgt ist?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Die Ortsumgehung Weßling ist im aktuellen Ausbauplan für die Staatsstraßen aus dem Jahr 2001 in der 1. Dringlichkeit enthalten. Damit wird ein Baubeginn bis 2010 angestrebt. Nach der Durchführung des Raumordnungsverfahrens und der Genehmigung des Vorentwurfs wurde 2003 der Antrag zur Durchführung des Planfeststellungsverfahrens gestellt. Wegen der Nachmeldung von FFH-Gebieten und der Notwendigkeit einer Umplanung mussten die Planfeststellungsunterlagen geändert und erneut ausgelegt werden. Das Urteil des EuGH im Januar 2006 in Bezug auf den Artenschutz machte zudem umfangreiche Nachkartierungen und Artenschutzuntersuchungen erforderlich, die wegen der notwendigen Betrachtung innerhalb einer Vegetationsperiode erst Ende 2006 abgeschlossen werden konnten. Derzeit werden von den zuständigen Fachbehörden und -verbänden die Stellungnahmen zum erstellten Artenschutzgutachten eingeholt.

Voraussichtlich in der 1. Jahreshälfte 2007 wird der Erörterungstermin stattfinden. Anschließend wird die Regierung von Oberbayern den Planfeststellungsbeschluss fertigen. Sobald dieser bestandskräftig ist, werden wir uns um eine Finanzierung der Ortsumgehung bemühen.


	2. Abgeordneter
Franz
Schindler
(SPD) TC "Schindler, Franz (SPD)
Ummeldungen aufgrund der Zweitwohnungssteuer " \l 2 
	Kann die Staatsregierung bestätigen, dass sich Angehörige des öffentlichen Dienstes und Studenten seit der Einführung der Zweitwohnungssteuer an ihren Dienst- bzw. Studienorten in größerer Zahl in ihren Heimatgemeinden mit Erstwohnsitz abgemeldet und diesen an ihren Dienst- bzw. Studienorten angemeldet haben, um so der Erhebung der Zweitwohnungssteuer zu entgehen und dass dadurch insbesondere ländlichen Gemeinden, die die Zweitwohnungssteuer nicht eingeführt haben, Einwohner und damit auch Steuermittel verloren gehen und falls ja, um welche Größenordnung handelt es sich hierbei?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Die Einführung der Zweitwohnungssteuer kann bei den von ihrer Erhebung betroffenen Inhabern von Nebenwohnsitzen Überlegungen zur Folge haben, den Neben- in einen Hauptwohnsitz umzuwandeln, um diese Steuer zu vermeiden. Die Abmeldung von Hauptwohnsitzen kann zudem in den betroffenen Gemeinden zu einem Verlust an Einkommensteueranteilen, Finanzzuweisungen und ggf. Schlüsselzuweisungen führen.

Es liegen jedoch bislang keine konkreten Informationen und Erkenntnisse darüber vor, dass dies in einzelnen Gemeinden zu einem Verlust von Hauptwohnsitzen im Verhältnis zur Gesamteinwohnerzahl in größerer Zahl geführt hätte. Denn entscheidend für die Einstufung als Haupt- oder Nebenwohnsitz ist das Melderecht, das auf den objektiv überwiegenden Aufenthalt des Einzelnen, nämlich in der vorwiegend benutzten Wohnung abstellt.

Außerdem darf nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 11.10.2005, die sich auf örtliches Satzungsrecht der Städte Hannover und Dortmund bezogen hat, die große Gruppe verheirateter Berufspendler aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht zur Zweitwohnungssteuer herangezogen werden. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Grundsätze auch auf minderjährige Schüler und minderjährige Auszubildende übertragen werden müssen, weil auch hier das Melderecht entsprechend fingiert, dass die Hauptwohnung eines minderjährigen Einwohners die vorwiegend benutzte Wohnung der Personensorgeberechtigten ist.

Daneben kommen im Gegenzug die umgekehrten Wirkungen der melderechtlichen Ummeldungen nicht nur bestimmten Großstädten, sondern auch kleineren Gemeinden zugute, soweit sie die Zweitwohnungssteuer etwa in den typischen Tourismusgebieten eingeführt haben.

	3. Abgeordneter
Hans Joachim
Werner
(SPD) TC "Werner, Hans Joachim (SPD)
Sanierung der Staatsstraße 2043 von Niederarnbach nach Hohenwart " \l 2 
	Wann ist angesichts des verheerenden Zustands der Staatsstraße 2043 von Niederarnbach nach Hohenwart vorgesehen, die Straße grundlegend zu sanieren, bzw. kann das im Landkreis Neuburg-Schro-benhausen liegende Teilstück nicht schnellstmöglich wenigstens soweit instand gesetzt werden, wie das im Bereich des Landkreises Pfaffenhofen bereits der Fall ist?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Die Fahrbahn der St 2043, die mit einer Länge von 2,3 km von Klosterberg kommend im Landkreis Pfaffenhofen verläuft, wurde 1999 um 1,0 m verbreitert, der Fahrbahnaufbau verstärkt und mit einem neuen Fahrbahnbelag versehen. Diese Maßnahmen konnten bereits im Jahr 1999 durchgeführt werden, weil die St 2043 in diesem Abschnitt keine engen Kurven und keine unübersichtlichen Kuppen aufweist und der für die damalige Verbreiterung benötigte Grund bereits Eigentum des Freistaats Bayern gewesen war.

Im weiteren Verlauf im angrenzenden Landkreis Neuburg-Schrobenhausen ist die St 2043 auf einer Länge von 3,5 km dagegen wesentlich kurviger, so dass eine Verbreiterung der Fahrbahn und eine Erneuerung des Fahrbahnbelags allein nicht ausreichend ist. Der zunächst vorgesehene 1,4 Mio. € teure Vollausbau der St 2043 bei Niederarnbach ist im 6. Ausbauplan für die Staatsstraßen nur in der Dringlichkeit 1 Reserve enthalten. Die Maßnahmen der Dringlichkeit 1 Reserve sollen ab dem Jahr 2011 umgesetzt werden. Da auf der St 2043 bei Niederarnbach die Verkehrsbelastung mit etwas über 1.000 Fahrzeugen täglich geringer als ein Drittel der durchschnittlichen Verkehrsbelastung auf bayerischen Staatsstraßen und das Unfallgeschehen nicht auffällig ist, stehen ab dem Jahr 2011 zunächst andere dringlichere Maßnahmen an, die ebenfalls in der Dringlichkeit 1 Reserve eingestuft sind.

Ein Vollausbau ist mittelfristig nicht finanzierbar. Es ist daher ein relativ kostengünstiger und einfacher Zwischenausbau vorgesehen.

Mit dem Zwischenausbau können verkehrliche Defizite schneller beseitigt werden als dies zeitlich bei einem Vollausbau möglich wäre. Das Staatliche Bauamt Ingolstadt strebt an, im Jahr 2008 mit dem Bau zu beginnen. Allerdings muss auch bei dem beabsichtigten Zwischenausbau Grund von Privaten erworben werden. Der Baubeginn hängt daher nicht nur von den zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln, sondern auch vom Verlauf der Grunderwerbsverhandlungen ab.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Justiz TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Justiz" \l 1 \n 
	4. Abgeordnete
Christine
Stahl
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Stahl, Christine (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Zahl der Online-Durchsuchungen seit 2003 " \l 2 
	Wie viele Online-Durchsuchungen 
- durchgeführt von bayerischen Behör-den - hat es seit 2003 hinsichtlich welcher vermuteten und/oder versuchten bzw. hinsichtlich welcher begangenen Straftaten gegeben?




Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Eine Online-Durchsuchung im Sinne des Beschlusses des Bundesgerichtshofs vom 31. Januar 2007 (StB 18/06) wurde durch bayerische Strafverfolgungsbehörden nach hiesiger Kenntnis seit 2003 nur einmal in einem Ermittlungsverfahren wegen versuchten Mordes durchgeführt.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus" \l 1 \n 
	5. Abgeordnete
Gudrun
Peters
(SPD) TC "Peters, Gudrun (SPD)
Personalsituation an der Grundschule Loiching " \l 2 
	Wie reagiert die Staatsregierung auf die problematische Situation in der Grundschule Loiching, in der wegen des Ausfalls zweier Lehrerinnen Eltern die Kinder in den betroffenen Klassen beaufsichtigen müssen und versuchen, durch Haus-aufgaben und Proben das Defizit an Unterricht zu ersetzen?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Der Grundschule Loiching konnte ab 07.02.2007 eine Mobile Reserve zugewiesen werden. Ab dem ersten Schultag nach den Faschingsferien wird der Schule darüber hinaus eine neu eingestellte Lehrkraft zur Verfügung stehen, die den gesamten Grundlegenden Unterricht in der Klasse 1 c an der Außenstelle in Wendelskirchen erteilen und bis zum Ende des Schuljahres im Einsatz bleiben wird.

	6. Abgeordneter
Hans-Ulrich
Pfaffmann
(SPD) TC "Pfaffmann, Hans-Ulrich (SPD)
Beabsichtigte Rücknahme des Büchergeldes zum kommenden Schuljahr 2007/2008 " \l 2 
	Beabsichtigt die Staatsregierung die Rücknahme des Büchergeldes zum kommenden Schuljahr 2007/2008?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Nein. Die Staatsregierung beabsichtigt keine Rücknahme des Büchergeldes zum kommenden Schuljahr 2007/2008.

	7. Abgeordnete
Simone
Tolle
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Tolle, Simone (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Zahl der Planstellen für mobile Reserve an Volksschulen " \l 2 
	Nach der Ankündigung des Kultusministeriums in der zweiten Schuljahreshälfte zusätzlich 150 Stellen für die Mobile Reserve an Volksschulen zu schaffen, frage ich die Staatsregierung, wie viele Planstellen für Mobile Reserve an Volksschulen es jeweils zum 31.12.2006, 28.02.2007 und 01.09.2007 gab oder gibt?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Zu Beginn des Schuljahres 2006/07 stand die Mobile Reserve im Umfang von insgesamt 1.950 Vollzeitstellen zur Verfügung. Gleiches gilt für den 31.12.2006. Zum Schulhalbjahr 2006/07 wird sie um 150 Vollzeitstellen aufgestockt und beträgt dann 2.100 Vollzeitstellen.

Zum Umfang der Mobilen Reserve im Schuljahr 2007/08 wurden noch keine Festlegungen getroffen.

	8. Abgeordnete
Karin
Pranghofer
(SPD) TC "Pranghofer, Karin (SPD)
Schulversuch \"Gebundene Ganztagsgrundschule\" " \l 2 
	Nachdem nun der Schulversuch "Gebundene Ganztagsgrundschule" zum Schuljahr 2007/2008 deutlich ausgeweitet werden soll, aber es im Schuljahr 2008/2009 bereits keine weitere Ausweitung geben soll, frage ich, was eine "deutliche Ausweitung" eigentlich bedeutet?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Seit September 2006 nehmen am Schulversuch "Gebundene Ganztagsgrundschule" 10 Grundschulen bayernweit teil; sie erproben, inwieweit durch die gebundene Ganztagsform dem Sprachförderbedarf auch von Kindern mit Migrationshintergrund noch gezielter entsprochen werden kann. Zum Schuljahr 2007/2008 kann der Schulversuch nochmals deutlich ausgeweitet werden.

Derzeit kann aber keine Aussage zur Zahl der Bewerbungen getroffen werden, da die Bewerbungsfrist noch bis 05. April 2007 läuft. Je nach Größe des Bewerberfeldes können dann bis zu 30 Grundschulen ab September 2007 in den Schulversuch eingebunden werden. Für das Schuljahr 2008/2009 ist keine zusätzliche Ausweitung mehr vorgesehen. Da es sich um einen ergebnisoffenen Schulversuch handelt, ist es sinnvoll, erste Ergebnisse abzuwarten, ehe über eine weitere Ausdehnung des Modells auf zusätzliche Standorte entschieden wird.

	9. Abgeordneter
Thomas
Mütze
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Mütze, Thomas (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Schulversuch \"Gebundene Ganztagsgrundschule\" " \l 2 
	Nach Mitteilung der Regierung von Unterfranken wird der Schulversuch "Gebundene Ganztagsgrundschule" zum Schuljahr 2007/2008 deutlich ausgeweitet und dafür soll es im Schuljahr 2008/2009 keine Ausweitung geben, daher frage ich die Staatsregierung, was die Formulierung "deutlich ausgeweitet" in Zahlen ausgedrückt bedeutet und wie die Planung für das Schuljahr 2008/2009 ist?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Seit September 2006 nehmen am Schulversuch "Gebundene Ganztagsgrundschule" 10 Grundschulen bayernweit teil; sie erproben, inwieweit durch die gebundene Ganztagsform dem Sprachförderbedarf auch von Kindern mit Migrationshintergrund noch gezielter entsprochen werden kann. Zum Schuljahr 2007/2008 kann der Schulversuch nochmals deutlich ausgeweitet werden.

Derzeit kann noch keine Aussage zur Zahl der Bewerbungen getroffen werden, da die Bewerbungsfrist noch bis 05. April 2007 läuft. Je nach Größe des Bewerberfeldes können dann bis zu 30 Grundschulen ab September 2007 in den Schulversuch eingebunden werden. Für das Schuljahr 2008/2009 ist keine zusätzliche Ausweitung mehr vorgesehen. Da es sich um einen ergebnisoffenen Schulversuch handelt, ist es sinnvoll, erste Ergebnisse abzuwarten, ehe über eine weitere Ausdehnung des Modells auf zusätzliche Standorte entschieden wird.

	10. Abgeordnete
Susann
Biedefeld
(SPD) TC "Biedefeld, Susann (SPD)
Errichtung einer Ganztagsklasse für die Volksschule Gangolfschule in Bamberg " \l 2 
	Trifft es zu, dass das Staatliche Schulamt Bamberg für die Volksschule Gangolfschule in Bamberg einen Antrag auf Einrichtung einer Ganztagsklasse (Hauptschule) gestellt hat und wenn ja, wann ganz konkret ist mit der Genehmigung sowie mit den Zuschüssen für die Errichtung dieser Ganztagsklasse zu rechnen?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Die Gangolfschule in Bamberg ist eine reine Grundschule, die bereits im Frühjahr 2006 einen Antrag auf Teilnahme am Schulversuch "Gebundene Ganztagsgrundschule" gestellt hat. Zum Schuljahr 2006/2007 musste der Antrag abgelehnt werden, da nur 10 Anträge berücksichtigt werden konnten und sich unter den Interessenten eine ganze Reihe von Bewerbern mit noch größerer Priorität befanden.

Wenn die Gangolfschule ihren Antrag für das Schuljahr 2007/2008 aufrechterhalten möchte, so ist dies der Regierung von Oberbayern bis spätestens 05. April 2007 mitzuteilen. Unerlässlich ist allerdings die Vorlage einer aktuellen Erklärung des Sachaufwandsträgers bei der Regierung, dass dieser die Bewerbung auch weiterhin unterstützt und bereit ist, den zusätzlich anfallenden Sachaufwand freiwillig zu übernehmen.

Wird der Antrag unter diesen Bedingungen erneuert, was bislang nicht der Fall ist, so wird er nach Ablauf der Bewerbungsfrist nochmals sorgfältig geprüft. Mit einer Bekanntgabe der Standorte, die ab September 2007 am Schulversuch "Gebundene Ganztagsgrundschule" teilnehmen können, ist im Mai 2007 zu rechnen.

Die staatliche Förderung für die Einrichtung einer gebundenen Ganztagsgrundschulklasse (10 zusätzliche Lehrerwochenstunden zuzüglich 3.000 Euro Mittel pro Klasse und Jahr für die Beschäftigung externer Kräfte) wird rechtzeitig zum kommenden Schuljahr bereitgestellt.

Das Staatliche Schulamt Bamberg wird zur Bewerbung der Gangolfschule bzw. des Sachaufwandsträgers eine Stellungnahme zur schulischen Situation und zur Frage, ob neben dem Ganztagszug auch weiterhin Regelunterricht in Halbtagsform sichergestellt werden kann, abgeben, Antragsteller kann es hingegen für eine Schule nicht sein.

	11. Abgeordneter
Franz
Maget
(SPD) TC "Maget, Franz (SPD)
Änderung des Verwendungszweicks beim Büchergeld " \l 2 
	Beabsichtigt die Staatsregierung eine Veränderung des Verwendungszweckes beim Büchergeld?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Mit Beschluss des Ministerrats vom 20.06.2006 wurde das Staatsministerium für Unterricht und Kultus beauftragt, bereits vor Ablauf der in der Gesetzesbegründung vorgesehenen 3-jährigen Revisionsfrist über die Erfahrungen bei der Erhebung und Verwendung des Büchergelds, insbesondere über die Höhe der erzielten Einnahmen bei den staatlichen, kommunalen und privaten Schulträgern, über die Angemessenheit der Büchergeldsätze sowie der staatlichen und kommunalen Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Lernmittelfreiheit, über den Stand der Verbesserung der Versorgung mit Schulbüchern sowie über Probleme bei der Büchergelderhebung zu berichten und ggf. einen erneuten Gesetzesentwurf vorzulegen. Die Umfrage wurde am 03.11.2006 beendet und die eingegangenen Zahlen und Erkenntnisse ausgewertet.

Aufgrund dieser Erkenntnisse scheint die Ausweitung des Verwendungszwecks in begrenztem Umfang möglich. Eine Ausweitung der Verwendungsmöglichkeit des Büchergelds wäre aber nur unter der engen Voraussetzung möglich, dass die Aktualisierung des Schulbuchbestandes an der betroffenen Schule langfristig gesichert ist.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst" \l 1 \n 
	12. Abgeordnete
Adelheid
Rupp
(SPD) TC "Rupp, Adelheid (SPD)
Verwendung der von den Hochschulen eingenommenen Studienbeiträge " \l 2 
	Nachdem sich mit der Novellierung des Bayerischen Hochschulrechts in der Umsetzung immer wieder Fragen ergeben - insbesondere bei der Verwendung der von den Hochschulen eingenommenen Studienbeiträge besteht Klärungsbedarf - frage ich die Staatsregierung, ob es der Vorgabe der Staatsregierung entspricht, dass Studienbeiträge allein zu Gunsten der Lehre verwendet werden sollen oder wäre es auch im Sinne des Gesetzgebers, wenn diese Einnahmen für Baumaßnahmen genutzt werden?




Antwort des Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Die Studienbeitragseinnahmen sind für den gesetzlichen Zweck, nämlich die Verbesserung der Studienbedingungen, zu verwenden. Sie ermöglichen eine Vielzahl von Maßnahmen, nämlich z.B. die Bildung von Kleingruppen, erweiterte Öffnungszeiten der Bibliotheken, studentische Tutorien, eine intensivere Studienberatung und eine verbesserte Medienausstattung. Nicht ausgeschlossen sind kleine Baumaßnahmen, wie z.B. die Teilung eines Raumes, um zusätzliche Computerplätze zu errichten, wenn sie unmittelbar und zeitnah zu einer Verbesserung der Studienbedingungen führen, also definitiv und direkt sich auf den Studien- bzw. Lehrbetrieb der jeweiligen Hochschule auswirken.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen" \l 1 \n 
	13. Abgeordneter
Dr. Martin
Runge
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Dr. Runge, Martin (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Zahlungen der Staatlichen Lotterieverwaltung Bayern an bayerische Profi-Fußballvereine " \l 2 
	Wie viel Geld zahlt/zahlte die Staatliche Lotterieverwaltung Bayern dem FC Bayern München je Jahr für die vereinbarte Werbepartnerschaft für ODDSET und in welcher Größenordnung bewegen/beweg-ten sich die Geldzahlungen der Staatlichen Lotterieverwaltung Bayern an andere bayerische Profi-Fußballvereine (1. FC Nürnberg, SpVgg Greuther Fürth, SV Wacker Burghausen, FC Augsburg und SpVgg Unterhaching)?




Antwort des Staatsministeriums der Finanzen

Die Staatliche Lotterieverwaltung hat Werbevereinbarungen mit den in der Anfrage genannten bayerischen Profifußballvereinen abgeschlossen. Dabei betrifft die Werbepartnerschaft nicht allein ODDSET, sondern den gesamten Lotteriebereich. Die Einzelheiten der Verträge können im Rahmen der Beantwortung einer Anfrage zum Plenum aus Rechtsgründen nicht mitgeteilt werden.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie" \l 1 \n 
	14. Abgeordnete
Margarete
Bause
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Bause, Margarete (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Investitionen für den Bereich Mechatronik, für die Weiterentwicklung der Faserverbund-Werkstoffe und für den Ausbau des Augsburger Hauptbahnhofes " \l 2 
	Wie genau lauten die Projekttitel für die Investitionen für den Bereich Mechatronik, für die Weiterentwicklung der Faserverbund-Werkstoffe und für den Ausbau des Augsburger Hauptbahnhofes, die Wirtschaftsminister Huber auf der Klausur der schwäbischen CSU Ende Januar 2007 in Rain angekündigt hat, auf welche Summen belaufen sich diese und aus welchen Haushaltstiteln sollen sie finanziert werden?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die Region Augsburg/Schwaben verfügt über hohe Kompetenzen im Bereich Mechatronik in Wirtschaft und Wissenschaft. Für deren Weiterentwicklung haben die IHK Schwaben und die Stadt Augsburg mit einem regionalen Arbeitskreis ein Konzept für einen Masterplan Mechatronik entwickelt. Das StMWIVT hat die IHK Schwaben und die Stadt Augsburg gebeten, auf der Grundlage dieses Masterplans konkrete Projektvorschläge auszuarbeiten, die Forschung- und Entwicklung, Technologietransfer und berufliche Qualifizierung betreffen können. Die Projekte sollten sich nach Möglichkeit gegenseitig ergänzen. Hierzu wurde eine Förderung in Höhe von bis zu 2 Mio. € in Aussicht gestellt. Die Förderschwerpunkte und der jeweilige Projektzeitraum werden derzeit erarbeitet. Es ist geplant, die Projekte als Nachrückerprojekte im Rahmen des Regionalkonzepts Schwaben der High-Tech-Offensive-Bayern zu fördern und eine Kofinanzierung im Rahmen des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) vorzunehmen. 

Bei der Förderung der Faserverbundwerkstoffe handelt es sich um zwei Verbundprojekte aus dem Bereich der Bayerischen Forschungsstiftung, an denen bayerische Universitäten und schwäbische Unternehmen beteiligt sind. Dabei sollen für das Vorhaben "Korrosionsschutz durch Si-C-Keramiken" bis zu 650 T € Zuwendung und für das Vorhaben "KontiSili-zierung" bis zu 950 T € gewährt werden.

Der Ausbau des Augsburger Hauptbahnhofes betrifft zum einen das von den Stadtwerken Augsburg Verkehrs-GmbH getragene Projekt "Mobilitätsdrehscheibe Augsburg" und zum anderen den Regio-Schienen-Takt. 

Als Teilprojekt der Mobilitätsdrehscheibe Augsburg errichten die Stadtwerke Augsburg Verkehrs-GmbH unter dem Hauptbahnhof eine barrierefreie Straßenbahnhaltestelle mit direktem Zugang zu den Gleisen der DB; zugleich baut die DB Station & Service GmbH den "Mitteltunnel" zu den Bahnsteigen der DB barrierefrei aus. 

Für die Straßenbahnhaltestelle sind rund 58 Mio. € Gesamtkosten veranschlagt. 60 % der zuwendungsfähigen Kosten werden aus Mitteln des GVFG-Bundesprogramms, 20 % aus Mitteln des Finanzausgleichsgesetzes (Kap. 13 10 Tit. 891 81) und 3 % aus Mitteln des Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (Kap. 13 10 Tit. 883 09) bezuschusst. Die genaue Zuschusshöhe steht erst nach Prüfung des Zuwendungsantrages fest.

Der barrierefreie Ausbau des Mitteltunnels mit voraussichtlichen Kosten in Höhe von rund 17 Mio. € wird aus Mitteln des Bundesschienenwegeausbaugesetzes finanziert. Über die Höhe eines aus Landesmitteln zu finanzierenden Wirtschaftlichkeitsausgleichs wird derzeit noch verhandelt.

Als Teilprojekt des Regio-Schienen-Taktes muss für den Schienenpersonennahverkehr am Hauptbahnhof ein zusätzlicher Bahnsteig (Bahnsteig „F“) errichtet werden. Dieser Bahnsteig erhält einen barrierefreien Zugang zum Mitteltunnel der DB und zur Straßenbahnhaltestelle in der Ebene „-2“. Für den Bau des Bahnsteigs einschließlich notwendiger Zusammenhangmaßnahmen der DB Netz AG sind Kosten in Höhe von rd. 22,3 Mio. € veranschlagt, die aus Mitteln des Bundesschienenwegeausbaugesetzes finanziert werden. Über die Höhe eines aus Landesmitteln zu finanzierenden Wirtschaftlichkeitsausgleichs wird derzeit noch verhandelt.

	15. Abgeordneter
Rainer
Volkmann
(SPD) TC "Volkmann, Rainer (SPD)
Reisezeit vom Münchner Ostbahnhof zum Flughafen " \l 2 
	Nachdem im Regionalverkehr zwischen Ingolstadt und Nürnberg eine Reisegeschwindigkeit von 200 km/h erreicht wird, frage ich die Staatsregierung, wie lange wäre ein Zug vom Münchner Ostbahnhof zum Flughafen unterwegs, der diese Reisegeschwindigkeit erreicht und lediglich in Unterföhring und Ismaning hält?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die Strecke vom Ostbahnhof bis zum Flughafen München ist gegenwärtig mit 120 km/h befahrbar. Abgesehen davon, dass es derzeit keine Fahrzeuge gibt, die mit 200 km/h auf der S-Bahn-Infrastruktur verkehren können, würde eine Erhöhung der Streckenhöchstgeschwindigkeit auf 200 km/h ganz erhebliche Infrastrukturmaßnahmen erforderlich machen, denen aller Voraussicht nach nur eine geringe Verkürzung der Reisezeit gegenüber stünde. So brächte eine Erhöhung der Streckengeschwindigkeit auf 200 km/h auf dem ca. 15 km langen Abschnitt Ismaning - Flughafen eine Fahrzeitverkürzung von etwa 2 Minuten auf dann insgesamt cirka 28 Minuten Fahrzeit zwischen Ostbahnhof und Flughafen. Wegen der beiden Haltepunkte könnte diese Höchstgeschwindigkeit allenfalls in dem Streckenbereich Ismaning - Flughafen erzielt werden.

	16. Abgeordneter
Rainer
Boutter
(SPD) TC "Boutter, Rainer (SPD)
Bahnkonferenz zur barrierefreien Sanierung des Würzburger Hauptbahnhofs " \l 2 
	Am 13. März findet in Würzburg eine so genannte Bahnkonferenz mit hochrangigen Bahnvertretern statt bei welcher insbesondere die umfassende und barrierefreie Sanierung des Würzburger Hauptbahnhofs besprochen werden soll, deshalb frage ich die Staatsregierung, ob auch Vertreter der Staatsregierung eingeladen sind, in welcher Form sich die Staatsregierung in diese Gespräche einbringen will und, falls bisher keine Einladung vorliegt, ob die Staatsregierung eine offizielle Einladung erwartet?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die Initiative für diese Besprechung geht nach Kenntnis der Staatsregierung insbesondere von der DB Station & Service AG aus. Die DB wird die Einladungen in den nächsten Tagen versenden. Das Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie wird nach Mitteilung der DB ebenfalls eine Einladung erhalten und beabsichtigt, an dieser Besprechung auf Fachebene teilzunehmen.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz" \l 1 \n 
	17. Abgeordnete
Christa
Naaß
(SPD) TC "Naaß, Christa (SPD)
Beteiligung des Freistaats an den Aufwendungen für das Bibermanagement " \l 2 
	Nachdem die Landkreise seit vergangenem Jahr für das Bibermanagement zuständig sind, frage ich die Staatsregierung, in welcher Höhe sich der Freistaat Bayern an den für die Landkreise entstandenen Aufwendungen beteiligt?




Antwort des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Der Freistaat Bayern fördert das Bibermanagement aktuell in der selben Größenordnung, die bereits vor der Verlagerung der Zuständigkeiten für Beratung und Präventivmaßnahmen aufgewendet wurde. Während die Abrechnung von Kleinstmaßnahmen, Beratungskosten, Baumaterial, Fangkisten etc. bisher überwiegend direkt über die Regierungen erfolgte, werden diese Mittel jetzt den Landratsämtern als Mittelkontingente zur eigenen Verteilung zugewiesen. Die Höhe der Zuweisungen an die Kreisverwaltungsbehörden richtet sich nach dem in den letzten Jahren benötigten bzw. dem aktuell angemeldeten Bedarf und wird dann ggf. anteilig übermittelt. Eine Erhöhung der Mittel kann derzeit auf Grund der angespannten Haushaltssituation allerdings nicht in Aussicht gestellt werden. Bei der Diskussion um die Verlagerung der Zuständigkeiten wurde dem Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz von Seiten des Landkreistages, der die Initiative maßgeblich mitgetragen hat, explizit zugesichert, dass mit der Verlagerung kein finanzieller Mehraufwand auf Ebene der Kreisverwaltungsbehörden verbunden sei. 

Zu den Kosten für das Bibermanagement liegt folgende Schätzung aus dem Jahr 2005, in dem letztmals die vollständige Zuständigkeit bei den Bezirksregierungen lag, vor (Zuständigkeitsverlagerung auf die Kreisverwaltungsbehörden im Herbst 2006): 

1.)
>340.000 € (Mittelbedarf der Regierungen für Präventivmaßnahmen und Finanzierung des Managements vor Ort - allgemeiner Naturschutzhaushalt) 

2.)
158.000 € (Mittelbedarf Bibermanagment für das Bibermangement des Bund Naturschutzes - ESF-Mittel, Naturschutzfonds) 

3.)
ca. 300.000 € (Vertragsnaturschutz in Biberlebensräumen - allgemeiner Naturschutzhaushalt) 

4.)
Daneben wurden für das Management auch noch weitere Finanzmittel von Seiten der Wasserwirtschaft, der Landkreise, der Gemeinden und der Verbände etc. aufgewendet. Die Ermittlung dieser Aufwendungen würde nur mit unverhältnismäßig hohem Verwaltungsaufwand möglich sein. 

Die Zuweisungen, die seit der Verlagerung direkt an die Landratsämter weitergegeben werden, machen den Großteil der unter Punkt 1 aufgeführten Aufwendungen aus.
	18. Abgeordneter
Adi
Sprinkart
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Sprinkart, Adi (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Reaktionen auf die Vorschläge des Landratsamts- Veterinäramt-Fürth " \l 2 
	Welche Reaktionen erfolgten im Hinblick auf die mit Schreiben des Landratsamts Fürth, Veterinäramt vom 06.11.2005 an die Stadt Nürnberg, nachrichtlich an die Regierung von Mittelfranken, zur Weiterleitung an das zuständige Ministerium, vorgetragenen gesetzlichen Änderungsvorschläge, befürwortet die Staatsregierung diese Vorschläge und welche konkreten Schritte zur Umsetzung auf Landes- und Bundesebene wurden gegebenenfalls bereits ergriffen?




Antwort des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Das an die Stadt Nürnberg gerichtete Schreiben des Landratsamtes Fürth vom 06.11.2005 ging mit elektronischer Post dem Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-braucherschutz (StMUGV) nachrichtlich am 08.11.2005 zu. 

Das StMUGV hat unverzüglich nach Bekannt werden der Vorkommnisse bei der Deggendorfer Frost GmbH weitreichende Vorschläge für gesetzgeberische und tatsächliche Maßnahmen ausgearbeitet mit dem Ziel, das Einschleusen von Material der Kategorie 3 in die Lebensmittelkette möglichst zu unterbinden. 

Das StMUGV hat seine Vorschläge für eine bessere Erfassung, Dokumentation und Kennzeichnung von K3-Material bereits mit Schreiben vom 20.10.2005 dem damals zuständigen Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft übermittelt. Mit Schreiben vom gleichen Tag gingen diese Vorschläge auch an den zuständigen EU-Kommissar Kyprianou. Im Schreiben vom 26.10.2005 an den Bundesminister für Verbraucherschutz, Ernährung und Land-wirtschaft hat Staatsminister Dr. Schnappauf erneut auf die Notwendigkeit hingewiesen, auf europäischer Ebene möglichst rasch zu einer Verbesserung zu kommen, und mit Schreiben vom 18.01.2006 die bayerischen Vorschläge erneut an den EU-Kommissar Kyprianou herangetragen. 

Die seit 20.10.2005 ergriffenen Initiativen des StMUGV greifen nach Ziel und Inhalten alle wesentlichen Gesichtspunkte der Vorschläge des Landratsamtes Fürth auf: 

-
Schärfere Sanktionen bei Verstößen gegen das Lebensmittelrecht sind Gegenstand der am 29.11.2005 vom Ministerrat beschlossenen Initiative für besseren Verbraucherschutz.

-
Die in dieser Initiative ebenfalls vorgesehene Meldepflicht für potenzielle Abnehmer, denen verdorbenes Fleisch angeboten wird, soll sicherstellen, dass derartige Ware sicher aus dem Verkehr gezogen werden kann. 

-
Das (automatische) Aussetzen der Zulassung bei Zwischenbehandlungs- und Lagerbetrieben nach der VO (EG) 1774/2002 ist der Kommission ausdrücklich als bayerischer Verbesserungsvorschlag mitgeteilt worden. 

-
Die Frage der gewerberechtlichen Zuverlässigkeit bei Verstößen gegen das Lebensmittelrecht ist ebenfalls ausdrücklich in die am 29.11.2005 aufgenommenen Beratungen der Verbraucherschutzminister von Bund und Ländern eingegangen.

Die Verbesserung der Kennzeichnung von Material der Kategorie 3 sowie die Verschärfung des geltenden Lebensmittelstrafrechts waren darüber hinaus Gegenstand der Initiativen des StMUGV auf Bundes- und EU-Ebene im Herbst 2006. 
Als Erfolg der Bemühungen aus Herbst 2005 ist die Einführung eines Rückmeldeverfahrens auf Bundesebene für bestimmte Materialien der Kategorie 3 zu werten. Dies ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung des Verbraucherschutzes, da auf diese Weise die Einschleusung von tierischen Nebenprodukten in die Lebensmittelschiene erheblich erschwert wird. 
Dem Vorschlag, im Nebenprodukterecht zu regeln, dass eine einmal festgelegte Kategorie nicht endgültig („statisch“) ist, musste nicht nachgegangen werden. Die Kategorisierung tierischer Nebenprodukte ist vielmehr auch nach derzeit geltendem Recht zu überprüfen, wenn hierfür aufgrund im oder auf dem Produkt stattfindenden Prozesse (z.B. mikrobiologsich od. chemisch) oder anderer Umstände (z. B. Vermischen der tierischen Nebenprodukte mit solchen niedrigerer Kategorie) Anlass besteht. Je nach Ergebnis der Überprüfung, ist - auch nach derzeit geltendem Recht - eine neue Kategorie festzulegen. 
Staatsminister Dr. Schnappauf hat den Bayerischen Landtag seit 19.10.2005 in Plenarsitzungen, Mündlichen und Schriftlichen Anfragen sowie Berichten im Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz kontinuierlich über alle Initiativen und Aktivitäten zur Verbesserung der Lebensmittelsicherheit informiert. Die einschlägigen Schreiben und Dokumente liegen dem Bayerischen Landtag aufgrund des Aktenbeiziehungsbeschlusses des Untersuchungsausschusses Wildfleisch und Verbraucherschutz (Drs. 15/5574) seit Anfang August 2006 vollständig vor.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten" \l 1 \n 
	19. Abgeordnete
Dr. Hildegard
Kronawitter
(SPD) TC "Dr. Kronawitter, Hildegard (SPD)
ELER-Mittel für Gemeindeallianzen und Leader-Aktionsgruppen " \l 2 
	In welcher Höhe wird die Staatsregierung gemäß ihrer Ankündigung im "Programm für Bayerns ländlichen Raum" für Gemeindeallianzen und Leader-Aktions-gruppen Mittel aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) im Förderzeitraum 2007 bis 2013 einplanen, wie ist die Co-Finanzierung dafür vorgesehen und sind in den Haushaltsjahren 2007 und 2008 eigene Landesmittel hierfür vorgesehen?




Antwort des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten

1. Leader

Für Leader sind in der neuen Förderperiode 2007-2013 mit insgesamt rd. 63 Mio. Euro  fast 10 Mio. Euro mehr EU-Mittel verfügbar als in der zurückliegenden Förderphase 2000-2006. Allerdings stehen diese Mittel nicht mehr, wie zurückliegend, zusätzlich zur Verfügung. Sie sind nach den Vorgaben der Verordnung  (EG) Nr. 1698/2005 (ELER-Verordnung) vielmehr aus dem finanziellen Gesamtrahmen des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) bereitzustellen. Alle Mittel aus dem ELER-Fonds werden in Bayern künftig maßnahmenunabhängig mit 50 % öffentlichen Mitteln kofinanziert. 

In den Jahren 2007 und 2008 müssen noch entsprechende Projekte der alten Förderperiode 2000-2006 aus LEADER + abgeschlossen werden. Hierfür sind im Doppelhaushalt 2007/2008 Landesmittel in Höhe von 3,5 Mio. € eingestellt. Gleichzeitig stehen entsprechende Kofinanzungsmittel für den neuen Leader-Ansatz der ELER-Förderperiode zur Verfügung. Mit einem wesentlichen Mittelbedarf ist hier jedoch voraussichtlich erst ab dem Jahr 2009 zu rechnen, wenn die neu ausgewählten LAGs in die Phase der Projektumsetzung eintreten.

2. Integrierte ländliche Entwicklungskonzepte 

Bei den ELER-Mitteln für Gemeindeallianzen wird davon ausgegangen, dass es sich um eine Nachfrage im Hinblick auf  Konzepte der integrierten ländlichen Entwicklung 
(ILEK) handelt. Diese dienen u.a. auch der fachlichen Vorbereitung der Umsetzung von Dorferneuerungs- und Flurneuordnungsmaßnahmen. 

Für ILEK einschließlich Umsetzungsbegleitung sind im Förderzeitraum 2007-2013 öffentliche Ausgaben in Höhe von ca. 6,0 Mio. € (davon 50 % EU-Mittel) vorgesehen. In den Haushaltsjahren 2007/2008 sind dabei, weil in der Vorlaufphase noch nicht erforderlich,  keine Landesmittel eingeplant. Das ausgewiesene Budget beinhaltet ausschließlich Mittel für ILEK einschließlich Umsetzungsbegleitung. Für Umsetzungsmaßnahmen im Rahmen der integrierten ländlichen Entwicklung (z.B. Dorferneuerungs- und Flurneuordnungsverfahren) sind im Förderzeitraum öffentliche Ausgaben in Höhe von insgesamt 316 Mio. € veranschlagt.
3. Synergieeffekte von Leader und ILEK 
ILEK und Leader sollen vor allem die integrale und regionale Ausrichtung des Bayerischen Zukunftsprogramms Agrarwirtschaft und ländlicher Raum 2007-2013 verstärken. Beabsichtigt ist, mit beiden Instrumenten die vorhandenen Eigenkräfte und die regionalen Potenziale durch integrierte Entwicklungsansätze zu mobilisieren und zu bündeln, damit Eigenverantwortung, Eigeninitiative und Innovationsfähigkeit als entscheidende Erfolgsfaktoren zur Erschließung und Sicherung neuer Absatzmärkte sowie zur Unterstützung einer positiven Entwicklung der Dörfer und der ländlichen Räume in Bayern beitragen können. Die Abgrenzung zwischen Leader und ILE wurde dabei bewusst flexibel gestaltet, um eine effektive gegenseitige Ergänzung dieser beiden Instrumente mit ihrem jeweils unterschiedlichen räumlichen und strategischen Ansatz zu ermöglichen.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen" \l 1 \n 
	20. Abgeordnete
Renate
Ackermann
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Ackermann, Renate (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Anwendung des Gewichtungsfaktors nach dem BayKiBiG auch in Horten " \l 2 
	Angesichts der Tatsache, dass der im Bayerischen Kinderbildungs- und -be-treuungsgesetz (BayKiBiG) in Artikel 21 Absatz 5 festgelegte Gewichtungsfaktor von 4,5 plus x in den Nürnberger Horten nicht zur Anwendung kommt, da unterschiedliche Rechtsauffassungen bezüglich des BayKiBiG und des SGB VIII bzw. SGB XII existieren, frage ich die Staatsregierung, wie wird der Gewichtungsfaktor für Kinder mit Behinderung in Bayern bei Kinderhorten angewendet, wie verfahren hier die einzelnen Bezirke und Kommunen und wann ist mit einer bayernweit einheitlichen Regelung zu rechnen?




Antwort des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Mit Schreiben vom 13.12.2006 hat der Verband der Bayerischen Bezirke der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Bayern sowie dem StMAS über den Beschluss des Hauptausschusses vom 20.10.2006 berichtet, wonach der Hauptausschuss die Verbandsgeschäftsstelle auffordert, die Verhandlungen zum Abschluss eines neuen Rahmenleistungsvertrages unverzüglich zu beginnen. Einbezogen werden sollen grundsätzlich auch Kinderkrippen, Horte und Häuser für Kinder. Was die Einbeziehung von Kinderkrippen, Horten und Häusern für Kinder anbelangt, hat eine Arbeitsgruppe der Geschäftsstelle des Verbandes der Bayer. Bezirke bereits Einzelheiten erarbeitet. Der Verbandspräsident hat die Ergebnisse gebilligt und den Bezirken zur weiteren Umsetzung empfohlen. 

Damit rücken die Bezirke von der bisherigen Auffassung ab, Eingliederungshilfe lediglich für Kindergartenkinder, nicht jedoch für Schüler und für Kinder unter drei Jahren zu leisten.

Mit den genannten Beschlüssen sind die Grundlagen für eine bayernweit einheitliche Regelung gelegt. Spätestens zum Beginn des Kindergartenjahres 2007/2008 dürfte dann der Faktor 4,5 + x einheitlich auch in Horten für Schüler mit Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 53 SGB XII Anwendung finden.

Für den 28.02.2006 hat die Ministerin die Verbände zu einer weiteren Sitzung des "Runden Tisches" eingeladen. Sie wird die Bezirke bitten, einheitlich bereits in diesem Kindergartenjahr die neue Regelung anzuwenden.

Bezüglich der Schüler mit seelischer Behinderung und Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 35 a SGB VIII hat die Ministerin den zuständigen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe bereits letzten August mitgeteilt, dass für diese Kinder der Faktor 4,5 + x uneingeschränkt gilt.

	21. Abgeordnete
Johanna
Werner-Muggendorfer
(SPD) TC "Werner-Muggendorfer, Johanna (SPD)
Abweichung vom Austellungsschlüssel bei Kinderbetreuungseinrichtungen " \l 2 
	Ist das Kreisjugendamt als Aufsichtsbehörde für die Kinderbetreuungseinrichtungen befugt, bei der zu beanstandenden Betriebserlaubnis von dem vorgegebenen Anstellungsschlüssel abzuweichen, also z.B. bei Wald-Kindergärten einen Schlüssel von 1:6 oder 1:7 vom Träger zu verlangen?




Antwort des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (AVBayKiBiG) setzt den Mindestanstellungsschlüssel in § 17 mit 1:12,5 fest. Empfohlen wird ein Anstellungsschlüssel von 1:10.

Der Mindestanstellungsschlüssel stellt sicher, dass ausreichend und ausreichend qualifiziertes Personal vorhanden ist, um eine Gefährdung des Kindeswohls zu vermeiden und um Bildungs- und Erziehungsarbeit leisten zu können, wie sie dem Auftrag einer Kindertageseinrichtung entspricht.

Die Einhaltung des Mindestanstellungsschlüssels von 1:12,5 ist die Voraussetzung für eine kommunale und staatliche Förderung.

Eine Abweichung von dem Mindestanstellungsschlüssel nach oben (z.B. 1:9) ist immer dann zulässig und auch erforderlich, wenn nur hierdurch eine Gefährdung des Kindeswohls abgewendet werden kann.

In einem Waldkindergarten kann z.B. das Areal, in dem sich die Kinder aufhalten, wesentlich größer und unübersichtlicher sein als bei gebäudebezogenen Kindertageseinrichtungen. Auch dann muss eine ausreichende Beaufsichtigung der Kinder stets gewährleistet sein. Hierfür kann das Kreisjugendamt im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens dem Träger der Kindertageseinrichtung einen höheren Mindestanstellungsschlüssel vorgeben.

	22. Abgeordneter
Eike
Hallitzky
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Hallitzky, Eike (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Höhe der finanziellen Mittel des neuen Förderprogramms für mehr Wachstum und Beschäftigung in Bayern " \l 2 
	Wie hoch ist jeweils der Anteil an EU-Mitteln (ESF), Bundesmitteln, kommunalen Mitteln, Mitteln der Bundesagentur für Arbeit und originär bayerischen Landesmitteln, aus denen sich die 630 Mio. Euro des neuen Förderprogramms für mehr Wachstum und Beschäftigung in Bayern, das in der Kabinettsitzung vom 30.01.2007 verabschiedet wurde, zusammensetzen und zu welchen Teilen sollen sie auf die drei vorgesehenen Bereiche Verbesserung der Chancen von jungen Menschen, Maßnahmen zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und Qualifizierungsangebote für die Arbeitsmärkte der Zukunft und den geplanten Zeitraum von 7 Jahren verteilt werden?




Antwort des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Zur Förderung des Wachstums und zur Stärkung der Arbeitsmärkte legt die Staatsregierung ein Arbeitsmarktprogramm für die Jahre 2007 bis 2013 auf, das mit insgesamt rund 630 Mio. € dotiert wird. Der Anteil an EU-Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds beträgt rund 310 Mio. €. Zusätzlich werden so genannte Kofinanzierungsmittel mobilisiert. Diese sind öffentliche Mittel, wie vor allem Bundesmittel (darunter auch Mittel der Bundesagentur für Arbeit), Landesmittel und kommunale Mittel sowie private Mittel. Der Einsatz und Umfang der verschiedenen Kofinanzierungsarten variiert nach Inhalt und Konzeption der Projekte. Eine prozentuale Zuordnung ist zum heutigen Zeitpunkt nicht möglich.

Das Programm wird 3 Förderschwerpunkte umfassen:

•
Schwerpunkt A: Steigerung der Anpassungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit von Beschäftigten und Unternehmen durch Qualifizierungsangebote für die Arbeitsmärkte der Zukunft

•
Schwerpunkt B: Verbesserung des Humankapitals zur Verbesserung der Chancen von jungen Menschen

•
Schwerpunkt C: Verbesserung des Zugangs zu Beschäftigung sowie der sozialen Eingliederung von benachteiligten Personen zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit

Für den Schwerpunkt A sind 15 %, für den Schwerpunkt B 50 % und für den Schwerpunkt C 31 % der Mittel planerisch vorgesehen. 4 % der Mittel sind für Technische Hilfe zur ordnungsgemäßen Abwicklung der Förderung erforderlich.

Nach dem indikativen Finanzplan verteilen sich die Mittel wie folgt auf die Programmplanungsperiode:

	Jahre
	2007
	2008
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013

	Mittelvolumen in Mio. €
	84,8
	86,5
	88,2
	90,0
	91,8
	93,6
	95,5


